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Der Landeshauptmann

Betreff: Entschließung des Burgenländischen Landtags zu ,,Kinderarbeit
stoppen - Lieferkettengesetz jetzt!"

Wien, 5. Februar 2024

Sehr geehrte Herr Landeshauptmann,

eingangs darf ich mich für Ihr Schreiben zur Entschließung des Burgenländischen Landtags

betreffend ,,Kinderarbeit stoppen - Lieferkettengesetz jetzt!" bedanken.

Die österreichische Bundesregierung bekennt sich zur Achtung und Förderung von interna­

tionalen Menschenrechten, Arbeits-, und Umweltstandards auf allen Ebenen und stellt sich

entschlossen gegen jede Form der Ausbeutung, insbesondere von Kindern.

Wie auch im Beschluss des Burgenländischen Landtags richtigerweise ausgeführt wird, ist

das Verbot von Kinderarbeit im Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern ver­

fassungsgesetzlich verankert.

Zur Bekämpfung von Kinderarbeit in Lieferketten ist eine europäische Regelung jedenfalls

zielführender als nationale Alleingänge und der Vorschlag einer EU-Richtlinie ist daher

grundsätzlich zu begrüßen. Die Verhandlungen auf EU-Ebene sind bereits sehr weit fortge­

schritten. Österreich hat sich von Beginn an aktiv an den Verhandlungen beteiligt.

Für uns als österreichische Bundesregierung ist die Kohärenz mit internationalen Standards,

insbesondere den ILO-Standards, UN-Leitlinien für Wirtschaft und den OECD-Leitsätzen für

zu Zahl 22 - 1459



multinationale Unternehmen, weiterhin ein zentrales Anliegen. Die österreichische Bundes­

regierung spricht sich daher für eine praktikable und klare Lösung aus, die Rechtsicherheit

und effektiven Rechtsschutz für sämtliche Beteiligte bietet.

Die federführende Zuständigkeit für die Verhandlungen auf EU-Ebene liegen beim BMJ mit

Co-Zuständigkeit des BMAW.

Mit freundlichen Grüßen

MMag. Dr. Susanne Raab
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